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Staatsverschuldung 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 29. Mai 
1989 —I A 4 — Vw 6410 — 2/89 — im Namen der Bundesregierung 
die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die von der Bundesregierung 1982 eingeleitete und danach kon-
sequent durchgehaltene finanzpolitische Neuorientierung hat 
dazu geführt, daß sich die Lage der Staatsfinanzen wieder nach-
haltig verbessert hat; sie konnte damit einen entscheidenden 
Beitrag zur Wiedergewinnung eines stabilen Wirtschaftswachs-
tums leisten. Kernstück der Maßnahmen zur Gesundung der 
öffentlichen Haushalte war die st rikte Begrenzung des Ausgaben-
wachstums. Diese Politik wurde von den anderen Gebietskörper-
schaften weitgehend mitgetragen. Wie konsequent dieses Ziel 
verfolgt wurde, zeigt sich da rin, daß das außerordentlich hohe 
Wachstum der Ausgaben des öffentlichen Gesamthaushalts, wel-
ches in den Jahren von 1969 bis 1982 jedes Jahr im Durchschnitt 
über 9 Prozent betrug, für die Jahre 1983 bis 1988 auf durch-
schnittlich jährlich 3 Prozent zurückgeführt werden konnte, beim 
Bund sogar auf 2 Prozent. 

Das Ergebnis dieser Politik zeigt sich da rin, daß der schnelle 
Anstieg der Staatsverschuldung in den 70er und den frühen 80er 
Jahren seit 1983 deutlich gebremst werden konnte. Ohne die früh-
zeitigen Korrekturen hätte sie sich nach 1982 stark beschleunigt. 
Der Anteil der Nettokreditaufnahme der öffentlichen Haushalte 
am Bruttosozialprodukt — die international übliche Abgrenzung — 
ist von 4,9 Prozent (1981) und 4,3 Prozent (1982) auf rund 2 Pro- 
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zent (1989) mehr als halbiert worden. Diese deutliche Verringe-
rung der Haushaltsdefizite der letzten Jahre ergibt sich völlig 
unabhängig davon, ob man die Gewinnablieferung der Deut-
schen Bundesbank rechnerisch einbezieht oder nicht. Während in 
der üblichen, den Haushaltsvorschriften entsprechenden Dar-
stellung das Defizit im Bundeshaushalt um 9 Mrd. DM von 37,7 
Mrd. DM 1982 auf 28,5 Mrd. DM 1989 zurückgeht, würde sich bei 
einer rechnerisch um den Bundesbankgewinn bereinigten Be-
trachtung ein noch stärkerer Rückgang um 14,5 Mrd. DM er-
geben. Im übrigen hat der Haushaltsgesetzgeber auf Vorschlag 
der Bundesregierung erstmals für das laufende Haushaltsjahr für 
die Bundesbankablieferung eine neue Veranschlagungsweise 
festgelegt, nach der ein Teil des Bundesbankgewinns direkt zur 
Schuldentilgung eingesetzt wird. 

Die heutige Zinsbelastung der öffentlichen Haushalte ist zu einem 
großen Teil Folge des raschen und hohen Schuldenaufbaus in den 
70er und frühen 80er Jahren. Nicht zuletzt, um den damit verbun-
denen Verlust des finanzpolitischen Handlungsspielraums heute 
und in Zukunft möglichst weitgehend abzubauen, war und ist es 
erforderlich, weiterhin an der Politik der strikten Ausgabenbe-
grenzung auf allen staatlichen Ebenen festzuhalten. 

Strikte und dauerhafte Ausgabendisziplin hat neben dem Abbau 
der staatlichen Neuverschuldung die größte Steuerentlastung 
in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland möglich ge-
macht. Mit der Verwirklichung der dritten Stufe der großen 
Steuerreform dürfte die volkswirtschaftliche Steuerquote im näch-
sten Jahr auf 22,5 Prozent zurückgehen. Das ist die niedrigste 
Steuerbelastung seit 1960. Durch die dreistufige Steuerreform 
werden gerade die Bezieher kleiner und mittlerer Einkommen 
relativ am stärksten entlastet. 

Trotz der engen Begrenzung des Zuwachses bei den Gesamtaus-
gaben in den letzten Jahren war infolge der Prioritätenbestim-
mung für einzelne wichtige Bereiche ein überdurchschnittliches 
Wachstum möglich. Das gilt zum Beispiel für die Sozialpolitik im 
allgemeinen und die Familienpolitik im besonderen; die Aus-
gaben für die Familienpolitik sind von 1985 bis 1989 um über 
30 Prozent gestiegen, also mehr als doppelt so schnell wie die 
Gesamtausgaben. 

Von dem Kurs der Ausgabenbeschränkung wurden die Finanzhil-
fen nicht ausgenommen: Sie stiegen in den Jahren seit 1983 bis 
1988 im Durchschnitt jährlich nur noch um 2 Prozent. Zur Zeit der 
SPD-geführten Regierung — in den Jahren von 1970 bis 1982 — 
stiegen die Finanzhilfen jährlich dagegen um rund 6 Prozent. 
Ähnliches gilt für die Steuervergünstigungen. Die Steuerreform 
wurde zu einem substantiellen Abbau von steuerlichen Subven-
tionen und Sonderregelungen genutzt. 
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1. Wie hoch war der Schuldenstand des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden und der einzelnen Sondervermögen des Bundes (ein-
schließlich Verstromungsfonds) in den Jahren 1982 bis 1988 (ge-
trennt und insgesamt), und welche Entwicklung ist in den gelten-
den Haushalts- und Finanzplänen für die Jahre 1989 bis 1992 vor-
gesehen? 

2. Wie hoch war der- Schuldenstand des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden und der Sondervermögen des Bundes (einschließlich 
Verstromungsfonds) in Prozent des Bruttosozialproduktes in den 
Jahren 1982 bis 1988, und welche Entwicklung ist in den geltenden 
Haushalts- und Finanzplänen für die Jahre 1989 bis 1992 vorge-
sehen? 

3. Wie hoch war der Schuldenstand des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden und der Sondervermögen des Bundes (einschließlich 
Verstromungsfonds) in Prozent der Gesamtausgaben in den Jahren 
1982 bis 1988, und welche Entwicklung ist in den geltenden Haus-
halts- und Finanzplänen für die Jahre 1989 bis 1992 vorgesehen? 

4. Wie hoch war die Nettokreditaufnahme des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und der Sondervermögen des Bundes (getrennt 
und insgesamt; einschließlich Verstromungsfonds) absolut, in Pro-
zent der Gesamtausgaben und in Prozent des Bruttosozialproduktes 
in den Jahren 1983 bis 1988, und welche Entwicklung ist in den gel-
tenden Haushalts- und Finanzplänen für die Jahre 1989 bis 1992 
vorgesehen? 

In den folgenden Übersichten ist der Schuldenstand der öffent-
lichen Haushalte (ohne schwebende Schulden, ohne innere Ver-
schuldung der Gemeinden, ohne Verschuldung der Gebietskör-
perschaften untereinander) sowie von Bundesbahn und Bundes-
post jeweils zum 31. Dezember der Jahre 1982 bis 1988 und die 
Nettokreditaufnahme der Jahre 1983 bis 1988 in Milliarden DM, 
in Prozent des Bruttosozialprodukts und in Prozent der Gesamt-
ausgaben dargestellt. In den Angaben für den Bund ist die Schul-
denübernahme vom Lastenausgleichsfonds berücksichtigt, der 
Lastenausgleichsfonds wird nachrichtlich ausgewiesen. 

Schuldenstand in Mrd. DM 

1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 

Bund 308,5 341,6 365,5 392,4 413,4 440,5 475,2 
Lastenausgleichsfonds 1) (2,3) (1,8) (1,6) (1,6) (1,6) (0,8) (0,2) 
ERP-Sondervermögen 5,2 5,6 6,5 6,3 6,4 5,7 5,9 
Länder 187,2 210,0 229,2 246,3 261,9 282,3 300,4 
Gemeinden 97,2 99,9 101,2 102,1 103,8 106,7 108,2 
Öffentlicher Gesamthaushalt 2) 598,1 657,1 702,4 747,1 785,5 835,2 889,7 
nachrichtlich: 
Bundesbahn 35,8 35,7 35,7 36,1 38,0 40,7 42,7 
Bundespost 40,8 43,0 45,4 50,3 55,0 61,1 64,1 

1) ab 1. Januar 1980 vom Bund mitübernommen 

2) Bund, Länder, Gemeinden, EG, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen; ohne Zweckverbände 
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Schuldenstand in Prozent des Bruttosozialprodukts 

1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 

Bund 19,3 20,3 20,7 21,3 21,3 21,8 22,4 
Lastenausgleichsfonds 1 ) . . . . . . . 
ERP-Sondervermögen 0,3 0,3 0,4 0,3 0,3 0,3 0,3 
Länder 11,7 12,5 12,9 13,4 13,5 14,0 14,2 
Gemeinden 6,1 5,9 5,7 5,5 5,3 5,3 5,1 
Öffentlicher Gesamthaushalt 2 ) 37,4 39,1 39,7 40,5 40,4 41,3 41,9 
nachrichtlich: 
Bundesbahn 2,2 2,1 2,0 2,0 2,0 2,0 2,0 
Bundespost 2,6 2,6 2,6 2,7 2,8 3,0 3,0 

Schuldenstand in Prozent der Gesamtausgaben 

1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 

Bund 126,1 138,5 145,2 152,6 158,1 163,7 172,5 
Lastenausgleichsfonds 1 ) . . . . . . . 
ERP-Sondervermögen . . . . . . . 
Länder 83,5 92,0 97,8 101,2 103,1 107,2 111,6 
Gemeinden 63,5 65,9 65,4 62,7 60,2 59,9 58,8 
Öffentlicher Gesamthaushalt 2 ) 106,5 115,3 120,4 123,6 125,0 128,5 132,7 
nachrichtlich: 
Bundesbahn 3 ) 115,5 117,0 117,4 118,4 124,2 134,8 141,4 
Bundespost 3 ) 94,0 96,8 100,4 106,8 111,6 116,6 120,9 

1) ab 1. Januar 1980 vom Bund mitübernommen 

2) Bund, Länder, Gemeinden, EG, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen; ohne Zweckverbände 

3) in v. H. der Aufwendungen 

Nach § 2 Abs. 6 des Dritten Verstromungsgesetzes ist der Verstro-
mungsfonds ermächtigt, Kredite bis zu 2 Mrd. DM aufzunehmen. 
Diese müssen bis spätestens 31. Dezember 1991 getilgt werden. 
Zwischen 1982 und 1988 entwickelte sich der Schuldenstand wie 
folgt: 

Schuldenstand des Verstromungsfonds 

1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 

in Mrd. DM - 	- 	0,18 - 	0,44 1,97 1,93 

in Prozent 
des Brutto- 
sozialprodukts - 	- 	0,0 - 	0,0 0,1 0,1 
der Ausgaben - 	- 	8,3 - 	14,6 36,9 40 1 ) 

1 ) vorläufig 
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Nettokreditaufnahme in Mrd. DM 

1983 1984 1985 1986 1987 1988 

Bund 31,5 28,3 22,4 22,9 27,5 35,4 
Länder 21,6 19,4 17,2 16,8 18,7 16,1 
Gemeinden 2,7 1,2 1,1 1,8 3,3 2,3 
Sonderrechnung Bund 1 ) 0,4 0,9 -0,2 0,1 -0,7 0,3 
Öffentlicher Gesamthaushalt 2) 56,2 49,8 40,5 41,6 48,8 54,0 
nachrichtlich: 
Bundesbahn 3 ) -0,1 -0,1 0,4 1,9 2,8 2,2 
Bundespost 3) 2,2 2,7 4,5 4,7 6,1 8,0 

Nettokreditaufnahme in Prozent der Gesamtausgaben 

1983 1984 1985 1986 1987 1988 

Bund 12,8 11,2 8,7 8,8 10,2 12,9 
Länder 9,5 8,3 7,1 6,6 7,1 6,0 
Gemeinden 1,8 0,8 0,7 1,0 1,9 1,2 
Sonderrechnung Bund 1 ) 1,8 3,9 -0,8 0,5 -2,6 0,8 
Öffentlicher Gesamthaushalt 2 ) 9,9 8,5 6,7 6,6 7,5 8,1 
nachrichtlich: 
Bundesbahn 3 ) 4 ) -0,4 -0,3 1,2 6,1 9,1 7,2 
Bundespost 3) 4 ) 5,0 6,1 9,5 9,5 11,6 15,2 

Nettokreditaufnahme in Prozent des Bruttosozialprodukts 

1983 1984 1985 1986 1987 1988 

Bund 1,9 1,6 1,2 1,2 1,4 1,7 
Länder 1,3 1,1 0,9 0,9 0,9 0,8 
Gemeinden 0,2 0,1 0,1 0,1 0,2 0,1 
Sonderrechnung Bund 1 ) 0,0 0,1 -0,0 0,0 -0,0 0,0 
Öffentlicher Gesamthaushalt 2 ) 3,3 2,8 2,2 2,1 2,4 2,5 
nachrichtlich: 
Bundesbahn 3) -0,0 -0,0 0,0 0,1 0,1 0,1 
Bundespost 3) 0,1 0,2 0,2 0,2 0,3 0,4 

1) EG, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen 

2) Bund, Länder, Gemeinden, EG, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen; ohne Zweckverbände 

3) bis 1987 Istergebnisse, 1988 Planzahlen 

4) in v. H. der Aufwendungen 
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Bund, Länder und Gemeinden sind in ihrer Haushalts- und 
Finanzplanung unabhängig. Die Entwicklung des Schuldenstan-
des der öffentlichen Haushalte bis 1992 hängt von der Entwick-
lung der Nettokreditaufnahme ab, die von finanzpolitischen Ent-
scheidungen aller Gebietskörperschaften bestimmt wird. Für den 
öffentlichen Gesamthaushalt wird die Nettokreditaufnahme amt-
lich nicht vorausgeschätzt. In einer internen Unterlage für die 
Sitzung des Finanzplanungsrats im Mai 1989 ist in Modellrech-
nungen die mögliche Entwicklung der Finanzierungsdefizite des 
öffentlichen Gesamthaushalts dargelegt und das Finanzierungs-
defizit des öffentlichen Gesamthaushalts unter Berücksichtigung 
der aktuellen Ergebnisse des Arbeitskreises „Steuerschätzungen" 
vom 8. bis 10. Mai 1989 auf rund 42 Mrd. DM im Jahr 1989 und 
rund 57,5 Mrd. DM im Jahr 1990 (dem Jahr der dritten Stufe der 
Steuersenkungen) geschätzt worden. Danach würde der Anteil 
der öffentlichen Defizite am Bruttosozialprodukt 1989 bei etwa 
2 Prozent liegen; 1990 würde er wegen der Steuerreform vorüber-
gehend auf rund 2,5 Prozent ansteigen. Bei konsequenter Fortset-
zung einer Politik der Ausgabenbegrenzung aller Gebietskörper-
schaften wird der Finanzierungssaldo in den folgenden Jahren 
zurückgehen. 

Nach § 7 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Finanzplanungsrats 
vom 24. Juni 1968 sind die Beratungen des Finanzplanungsrats 
vertraulich. Das gilt auch für die Sitzungsunterlagen, die Gegen-
stand der Erörterungen sind. Daher können keine weiteren An-
gaben über Einzelheiten der möglichen Entwicklung des Finan-
zierungsdefizits der anderen Ebenen und damit des öffentlichen 
Gesamthaushalts gemacht werden. 

Der geltende Finanzplan des Bundes bis 1992 bzw. der Haushalt 
(Soll) 1989 enthalten folgende Daten über die Höhe der Nettokre-
ditaufnahme des Bundes in den Jahren 1989 bis 1992: 

1989 	1990 	1991 	1992 

— in Mrd. DM — 

27,9 	36,0 	34,0 	29,7 

Aufgrund der Ergebnisse des Arbeitskreises „Steuerschätzun-
gen" vom 8. bis 10. Mai 1989 dürfte die Nettokreditaufnahme des 
Bundes im Finanzplan 1989 bis 1993 für die entsprechenden Jahre 
niedriger ausfallen als im Finanzplan 1988 bis 1992. 

5. Wie hoch war die Bruttokreditaufnahme des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und der Sondervermögen des Bundes (getrennt 
und insgesamt; einschließlich Verstromungsfonds) in den Jahren 
1983 bis 1988, und welche. Entwicklung ist in den geltenden Haus-
halts- und Finanzplänen für die Jahre 1989 bis 1992 vorgesehen? 

Die Bruttokreditaufnahme des Bundes, der Länder, der Gemein-
den und von Bundesbahn und Bundespost in den Jahren 1983 bis 
1988 belief sich auf: 
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Bruttokreditaufnahme in Mrd. DM 

1983 1984 1985 1986 1987 1988 

Bund 76,4 73,1 68,0 83,4 ' 90,5 90,9 
Länder 42,3 43,1 42,2 44,1 47,6 47,0 
Gemeinden 12,8 10,8 11,0 11,5 12,1 10,2 
Sonderrechnung Bund 1) 1,3 1,9 1,0 1,2 0,5 1,2 
Öffentlicher Gesamthaushalt 2 ) 132,7 128,8 122,1 140,1 150,7 149,3 
nachrichtlich: 
Bundesbahn 3 ) 4,4 4,6 4,0 5,8 7,3 7,1 
Bundespost 3 ) 5,4 6,9 8,9 10,2 10,1 11,3 

Zur Frage nach der Entwicklung bis 1992 siehe Antworten auf 
Fragen 1 bis 4. 

6. Wie hoch waren die Zinsausgaben des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden und der Sondervermögen des Bundes (getrennt und 
insgesamt) in den Jahren 1982 bis 1988 absolut und in Prozent der 
Gesamtausgaben, und welche Entwicklung ist in den geltenden 
Haushalts- und Finanzplänen für die Jahre 1989 bis 1992 vorge-
sehen? 

Die Entwicklung der Zinsausgaben des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden sowie von Bundesbahn und Bundespost in den Jahren 
1982 bis 1988 in absoluten Werten und in Prozent der Gesamtaus-
gaben ergibt sich aus folgender Übersicht: 

Zinsausgaben in Mrd. DM 

1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 

Bund 22,1 26,6 27,8 29,2 30,3 31,0 32,3 
Länder 13,9 16,1 17,5 18,6 19,6 19,8 20,5 
Gemeinden 8,8 8,3 8,1 8,0 7,7 7,5 7,5 
Sonderrechnung Bund 1) 0,4 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,4 
Öffentlicher Gesamthaushalt 2 ) 44,9 51,1 53,3 55,8 57,6 58,4 60,3 
nachrichtlich: 
Bundesbahn 3 ) 2,9 2,9 2,9 2,9 2,9 3,0 3,1 
Bundespost 3 ) 2,3 2,3 2,3 2,5 2,7 2,8 3,0 

1) EG, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen 

2) Bund, Länder, Gemeinden, EG, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen; ohne Zweckverbände 
3) bis 1987 Istergebnisse, 1988 Planzahlen 
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Zinsausgaben in Prozent der Gesamtausgaben 

1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 

Bund 9,0 10,8 11,0 11,3 11,6 11,5 11,7 
Länder 6,2 7,1 7,5 7,6 7,7 7,5 7,6 
Gemeinden 5,8 5,5 5,2 4,9 4,5 4,2 4,1 
Sonderrechnung Bund 1) 2,2 2,2 2,2 2,4 2,0 1,8 1,4 
Öffentlicher Gesamthaushalt 2) 8,0 9,0 9,1 9,2 9,2 9,0 9,0 
nachrichtlich: 
Bundesbahn 3 ) 4 ) 9,4 9,6 9,6 9,5 9,6 9,9 10,2 
Bundespost 3 ) 4 ) 5,3 5,3 5,1 5,2 5,4 5,4 5,8 

1) EG, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen 

2) Bund, Länder, Gemeinden, EG, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen; ohne Zweckverbände 

3) bis 1987 Istergebnisse, 1988 Planzahlen 

4) in v. H. der Aufwendungen 

Der Finanzplan des Bundes 1988 bis 1992 bzw. der Haushalt (Soll) 
1989 enthalten folgende Daten über die Höhe der Zinsausgaben 
des Bundes in den Jahren 1989 bis 1992: 

1989 	1990 	1991 	1992 

32,4 	34,0 	36,9 	38,9 

Für die anderen Gebietskörperschaften und den öffentlichen Ge-
samthaushalt können aus den in der Antwort zu Frage 4 ge-
nannten Gründen keine Angaben gemacht werden. 

7. Wie verteilten und verteilen sich die Zins- und Tilgungsverpflich-
tungen (getrennt und insgesamt) auf die am 31. Dezember 1982 be-
stehende Bundesschuld auf die einzelnen Folgejahre? 

Die Zins- und Tilgungsverpflichtungen auf die am 31. Dezember 
1982 bestehende Bundesschuld verteilen sich unter Einrechnung 
der Anschlußfinanzierungen auf die einzelnen Jahre wie folgt (in 
Mrd. DM) : 



Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/4602 

Jahr Zinsen Tilgung Gesamt 

1983 26,5 44,9 71,4 
1984 26,2 39,2 65,4 
1985 24,9 44,3 69,2 
1986 25,3 52,2 77,5 
1987 25,0 48,7 73,7 
1988 26,0 55,9 81,9 
1989 26,8 29,7 56,5 
1990 25,6 42,6 68,2 
1991 23,4 61,7 85,1 
1992 19,5 49,0 68,5 
1993 20,8 42,1 62,9 
1994 23,2 55,0 78,2 
1995 20,2 46,5 66,7 
1996 19,6 29,9 49,5 
1997 19,6 47,9 67,5 
1998 19,9 68,2 88,1 
1999 20,3 49,0 69,3 
2000 20,3 42,1 62,4 
usw. 

Bei dieser Rechnung ist berücksichtigt, daß entsprechend der 
gängigen Praxis die jeweiligen Tilgungen durch Kreditaufnah-
men anschlußfinanziert werden. Für die Jahre ab 1989 sind die 
Konditionen des Jahres 1988 zugrunde gelegt. 

 
8. In welcher Höhe und in welchen Ländern hat der Bund in den 

einzelnen Jahren seit 1983 Kredite im Ausland aufgenommen? 

Der Bund bedient sich zur Haushaltsfinanzierung der Ausgabe 
von Wertpapieren/Wertrechten, von denen wegen ihres anony-
men Charakters nicht gesagt werden kann, in wessen Eigentum 
sie stehen, und der Aufnahme von Schuldscheindarlehen. Der 
Bund hat in den Jahren 1983 bis 1988 folgende Schuldscheindar-
lehen aufgenommen: 

1983 1984 1985 1986 1987 1988 

in Mrd. DM 34,5 24,5 16,8 12,8 12,7 16,7 
Schuldscheindarlehen 
in Prozent der Bruttokreditaufnahme 44,5 36,3 23,2 15,7 14,1 18,5 

darunter: 
im Ausland aufgenommene 
Schuldscheindarlehen in Mrd. DM 18,3 8,4 8,0 6,4 2,4 1,7 

In diesen Zahlen sind die indirekt - durch Vermittlung inlän-
discher Kreditinstitute - im Ausland aufgenommenen Mittel ent-
halten, soweit sie der Bundesregierung bekannt sind. Die von 
deutschen Kreditinstituten als Erstgläubiger erworbenen und spa- 
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ter ins Ausland abgetretenen Schuldscheindarlehen sind hier 
nicht erfaßt. Für die Jahre 1987 und 1988 verteilen sich die im 
Ausland aufgenommenen Schuldscheindarlehen wie folgt (in 
Mrd. DM) : 

1987 1988 

1 OPEC 0,8 0,1 
Staaten 

2 Nord/Mittel/ 
Südamerika — 0,2 

3 Asien — 0,1 
4 Europa 1,6 1,3 
5 Übrige — — 

insgesamt 2,4 1,7 

Für die Jahre 1983 bis 1986 ist eine Aufteilung nach Ländergrup-
pen nicht möglich. 

9. Wie hoch war die Auslandsverschuldung des Bundes insgesamt am 
31. Dezember 1988, und in welche Schuldformen bei welchen 
durchschnittlichen Restlaufzeiten und Konditionen gliedert sie sich 
am 31. Dezember 1988? 

Der Bundesregierung liegen keine Zahlen über die in Wertpapie-
ren bzw. Wertrechten verbriefte Auslandsschuld des Bundes auf-
grund des anonymen Charakters dieser Papiere (Inhaberpapiere) 
vor. Die Verschuldung des Bundes gegenüber gebietsfremden 
Darlehensgebern aus Schuldscheindarlehen belief sich am 31. De-
zember 1988 auf 30 827,8 Mio. DM. In dieser Zahl sind zu einem 
großen Teil solche Schuldscheindarlehen enthalten, die mit inlän-
dischen Kreditinstituten abgeschlossen und von diesen in das 
Ausland abgetreten wurden. Die durchschnittliche gewogene 
Restlaufzeit betrug 2 Jahre und 6 Monate; die durchschnittliche 
gewogene Effektivverzinsung belief sich auf 6,8 Prozent. 

Ferner bestehen noch Auslandsschulden nach dem Londoner 
Schuldenabkommen mit Stand vom 31. Dezember 1988 von 
0,3 Mio. DM. 

Der Stand der Kreditaufnahme des Bundes im Ausland wird im 
übrigen vierteljährlich im Bundesanzeiger im Rahmen der Über-
sicht über die Verschuldung des Bundes ausgewiesen. 

10. Wie hoch war die jährliche Entlastung des Bundeshaushalts in den 
Jahren 1983 bis 1988 ab Folge der Gewinnabführungen der Deut-
schen Bundesbank unter gleichzeitiger Berücksichtigung einge-
sparter Zinsen und Zinseszinsen (berechnet auf der Grundlage der 
jeweiligen jährlichen Finanzierungskosten)? 
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Die an den Bund abgeführten Gewinne der Deutschen Bundes-
bank in den Jahren 1982 bis 1988 betrugen in Mrd. DM: 

1982 	1983 	1984 	1985 	1986 	1987 	1988 

10,51 	11,04 	11,37 	12,94 	12,66 	7,34 	0,24 

Im übrigen handelt es sich um eine hypothetische Frage, die auf 
der Vorstellung beruht, daß bei einem Ausbleiben von Einnahme-
posten dieser Größenordnung die übrigen gesamt- und haushalts-
wirtschaftlichen Daten unverändert geblieben wären. Dies kann 
nicht unterstellt werden. Außerdem lassen sich fiktive Zinskosten 
für Kredite dieses Umfangs, die tatsächlich nicht beschafft werden 
mußten, nicht zuverlässig ermitteln. Sie wären abhängig von Zeit-
punkt, Form und Laufzeit der jeweiligen Kreditaufnahme und 
ihrer marktmäßigen Auswirkungen. 

11. Welche Mehrbelastungen ergeben sich für Bund, Länder, Gemein-
den und Sondervermögen des Bundes im einzelnen und insgesamt 
bei einer dauerhaften Zinserhöhung um ein Prozent in den einzel-
nen Jahren 1990 bis 1992 auf der Grundlage der geplanten Brutto-
kreditaufnahmen der geltenden Haushaltsgesetze und Finanz-
pläne? 

Die Entwicklung der Zinsausgaben der öffentlichen Haushalte ist 
von einer Reihe von Faktoren abhängig, unter anderem von der 
Höhe der Brutto- bzw. Nettokreditaufnahme, der Höhe der jewei-
ligen Zinssätze, der Form der Verschuldung und der Fristigkeit 
der Verpflichtungen. Verändert sich eine dieser Größen, so kön-
nen sich Rückwirkungen bei den übrigen Einflußfaktoren er-
geben, die nur schwer abzuschätzen sind. Eine aussagefähige Be-
rechnung der Auswirkungen eines Anstiegs des Zinsniveaus um 
1 v. H. auf die Zinsausgaben von Bund, Ländern, Gemeinden und 
Sondervermögen des Bundes ist daher nicht möglich. 

12. Wie beurteilt die Bundesregierung den von ihr behaupteten Kon-
solidierungserfolg bei der Begrenzung der Verschuldung, gemes-
sen an der Aussage des Bundesfinanzministers am 28. Oktober 
1984 in „Welt am Sonntag" : „Von einer wirklichen Konsolidierung 
kann man erst sprechen, wenn die jährliche Neuverschuldung des 
Bundes ohne Bundesbankgewinn spürbar unter 20 Mrd. DM liegt"? 

13. Für welches zukünftige Haushaltsjahr rechnet die Bundesregierung 
mit einer Unterschreitung der vom Bundesfinanzminister genann-
ten Neuverschuldungsgrenze von 20 Mrd. DM ohne Bundesbank-
gewinn? 

Die Neuverschuldung des Bundes, die 1983 auf nahezu 50 Mrd. 
DM anzusteigen drohte, konnte durch die jetzige Bundesregie-
rung bis 1985 auf 22,4 Mrd. DM zurückgeführt werden. Damit 
waren die unmittelbaren Gefahren für die Staatsfinanzen ge-
bannt. Nachdem dieses Zwischenziel erreicht war, konnte sich die 
Finanzpolitik auf Steuerreform und Steuerentlastungen verstärkt 
ausrichten, um so einen zusätzlichen Beitrag für ein dynamische-
res Wachstum und mehr Beschäftigung zu leisten. 
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Mit dieser Politik ist es gelungen, den längsten Wachstumsprozeß 
in der Nachkriegsgeschichte der Bundesrepublik Deutschland 
einzuleiten und den dramatischen Beschäftigungsrückgang bis 
1982 umzukehren. Der langfristige Erfolg dieser Politik erweist 
sich insbesondere darin, daß sich die Wachstumsdynamik in den 
Jahren 1988 und 1989 nochmals deutlich verstärkt hat und daß es 
gelungen ist, seit 1983 mehr als 1,1 Millionen neue Arbeitsplätze 
zu schaffen. 

Wie die jüngste Steuerschätzung zeigt, führt diese günstige Ent-
wicklung auch zu höheren Steuereinnahmen. Bereits 1989 wird es 
voraussichtlich gelingen, den Schuldenzuwachs des Bundes auf 
etwa 23 Mrd. DM zu begrenzen. Die Bundesregierung wird daher 
ihre wachstumsstärkende Steuerpolitik auch nach der 1990 in 
Kraft tretenden dritten Stufe der Steuerreform fortsetzen. Dynami-
sches Wirtschaftswachstum verbunden mit fortgesetzter Aus-
gabendisziplin wird auf mittlere Sicht zu einem weiteren Rück-
gang der Neuverschuldung des Bundes führen. 

14. Wie hat die Bundesregierung die angebliche Zinsbelastung des 
Bundeshaushalts durch die zwischen 1969 und 1982 aufgenomme-
nen Schulden berechnet, die der Bundesfinanzminister in der Pres-
semitteilung Nr. 46/88 vom 22. Juni 1988 mit 108 Mrd. DM seit 1983 
bezifferte, und wie verteilt sich dieser Betrag auf die einzelnen 
Jahre 1983 bis 1988? 

Auf die Ende 1982 bestehende Bundesschuld waren ab 1983 Zin-
sen — ohne Zinseszinsen — in Höhe von rund gerechnet 22 Mrd. 
DM jährlich zu zahlen. Im Fünfjahreszeitraum bis einschließlich 
1987 ergibt das den genannten Betrag von rund 108 Mrd. DM. 
Trotz dieser erheblichen Vorbelastungen ist es dank der konse-
quent durchgeführten Konsolidierungspolitik der Bundesregie-
rung gelungen, die Zinsausgabenquote, das heißt den Anteil der 
Zinsausgaben an den Gesamtausgaben seit 1983, nahezu gleich-
bleibend zu halten und so einen weiteren Verlust an haushalts-
politischem Spielraum zu verhindern. 

15. Wie haben sich die Nettokreditaufnahmen der zentralen Haushalte 
in den USA, in Großbritannien und in Japan in den Jahren 1983 bis 
1989 absolut, in Prozent der Ausgaben und in Prozent des Brutto-
sozialprodukts entwickelt? 

Die Entwicklung der Nettokreditaufnahme der Zentralhaushalte 
in den USA, Japan und Großbritannien seit 1983 hat folgenden 
Verlauf genommen: 
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1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 

Nettokreditaufnahmen in jeweiliger Landeswährung 
(Mrd. $, Mrd. £, Billionen Y) 

USA 1) 207,8 185,3 	212,3 	221,2 149,7 155,1 161,5 
Großbritannien 2) 14,5 10,2 	11,8 	8,4 4,1 -4,6 -14,0 
Japan 3 ) 13,5 12,9 	12,4 	11,5 10,5 8,8 . 

Nettokreditaufnahme in Prozent der Gesamtausgaben 

USA 1) 25,7 21,8 	22,4 	23,7 14,9 14,6 14,2 
Großbritannien 2 ) 15,1 9,9 	10,7 	4,0 3,4 -3,7 . 
Japan 3 ) 26,6 24,8 	23,2 	21,0 16,3 15,6 . 

Nettokreditaufnahme in Prozent des Bruttosozialprodukts 

USA 1) 6,3 5,0 	5,4 	5,3 3,4 3,2 3,2 
Großbritannien 2 ) 4,7 3,1 	3,3 	2,2 1,0 -1,0 . 
Japan 3 ) 4,9 4,0 	3,7 	3,1 3,0 2,4 . 

1) jeweils Fiskaljahr, beginnend am 1. Oktober des Vorjahres; nur Bundeshaushalt 

2) Kalenderjahr; für 1989 Haushaltsplan für das Fiskaljahr, beginnend am 1. April 1989. Negatives Vorzeichen bedeutet 
Budgetüberschuß. 

3) Jeweils Fiskaljahr, vom 1. April bis 31. März des folgenden Jahres; Allgemeines Budget, ohne Sonderfonds und Haushalte 
der öffentlichen Unternehmen. 








